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Der schweizerische Republikaner
herausgegeben

tzsn Escher und Ufteri
MitMdmi der gts?izcb?!ikenR,'!h.' der helvetischen Nepublik.

Band M. I.XIII. Luzern, den ». Mai 175?. (r?. Floreal VIsi.)

Gesezgebung.
Senat, 2 g. April.

Präsident: Mittelholze r.

Zwei Bed dlüsse'werdm verlesen, welche die Abschn.
des azricdensrichtergutachtcns enthstr-'n, die von der
Kompetenz des Friedensgerichte? und von der Form
der Vorladung vor das Fnevensgericht handeln.

Man verlangt e-'ne Commission. Kubli will sie

zwar nicht hindern; aber unter den traurige« Umstan-
den, unter denen wir leben, kann er nicht wiesen, ob
ein Beschluß gut und rass)sa n ist; bisdahin haben
wir eine Menge milder- und menschenfreundlicher Gee
fêlle gemacht — und wer nur etwas abweichende Meft
nungen und flrengere Grundsätze áusftne, der ward
beinahe als T rrori.? ges' ölten und noch verächtlich
angesehen: diele M-sslguug mochte auch gut gemeint
seyn-, àr es ist klar, daß ste ihren Zwek verfehlt hat;
so z. B. haben w r eine lnenfcheufreimUiche Handlung
zu begehen geglaubt, als wir die Longskarion d-r
Güter der Verbrecher aufhoben; hatte man das nicht
gethan, so ware wahrscheinlich das gegenwärtige Um
glnk nicht erfolg?; es dürfte also besser gethan fty-,
wir würd-.n jene menschenfreundlichen Geiese zürnte
nehmen als neue machen; w'rden doch de Fragen,
die unsre Beschützer sind, vo vnsirm Volke meuchc-?--

mörderisch überfallen und behandelt-! Er tragt dar-!,
a», den gtoft'iî Nach zur Rdknayme des Gewe?-,
welches die Consiskarion der Güter aufhob, ezazu-a-
laden. (Viele Stimmen unterstützen die e M> m u ss-

Zâs iln w ll zwar der Mein ng ssuru'v nbcr-
Haupt gerne b- stimmen; allein der eimc h r k au
Initiative uns soll sich an das ha! -m, w! ' ihn» i?-
komm'; d eßnial stimmt er zur Vtrw-'isuug der beiden
Fr-edcr.srichterbefchlüffe an die Comuissoa, de m..-
den ftühcrn beschäftigt war. Mnrcl ist glciwcr
Meinung.

Die Berwelstmg an die Commission wird beschloss
feu; sie soll m 3 -Tagen beri.g/eu.

Lang ' magr, vast u n auch .îubli's untcrssüz.
ter Aiiwag ms Stmimea.nehr g ftzc «er>e.

Crauer glaubt, es sey kein Geft; vorhanden«
welches Confiàtio» der Guter überall aufhebt; wir
werden den Feinden des Vaterlands alle Mittel rame
ben, demselben zu schaden; die Guter der Einig rieten
sollen unter die Verwaltung des Staats gebracht,
die Unschuldigeil fosien nicht gestraft werden; aber
nicht daß wir in der MWguua so weit gehen wie
bicher: unglüklicher Moderan-ism hat die Republik
an den Rand des Verderbens gebracht; er Host,
auch die, die bisher diesem System folgten, werden
ihrm Zrrthmü nun einsehen und davon zurükkonimen.
Wir wollen gerecht seyn, aber die Gerechtigkeit ist in
dem Gesetze, und strenge Gesetze sind durchaus erfos
derîîch. Unsere Gesetze werden nicht vollzogen; die
Poli^i ill jm höchsten Grad in gon; He! -est-n vew
nachlässig! ; er glaubt, gegenwärtig wrden wir es
bei dieser lauten Aeusserung unsers Wunsches bcwen--
den lassen.

Das in der Redaktion verbesserte Criminalgese;--
buch wird vorgelegt. Munger verlangt, daß die
Commission n-ü morgen der ber berichte. Meyer
>. Ars. als Mitglied der Commission glaubt, dieß

sen unm glich; er verlangt, daß der Beucht in drei
Tagen gemacht werde, und daß Lüthi v. Sol., dee
ao.refend ist, in der Commission ersezt werde.

Mnret als Präsident der Commission glaubt,-
der Beelckt könne gar füglich morgen geschehen, da
der Beschluß untersucht ist und alle Mitglied r eines
Sinnes darüber sind. Der legte Antrag wird ange--

- wmm 'n, und Barras an ltüthi's Stelle in die
Commission geordnet.

Zaslin legt im Namen einer Commission einen
Bericht über den Beschluß, der die an die Muni.wa-
ich.lkcn zu bezahlenden Taxen für Ausfertigungen von
sauf lind Tauschm enthalt, vor, und rath zur An-

nahaw des Beschlusses. Der Bericht soll 3 Tage auf
o.m San ieiwch liegen.

Der Namensaufruf wird vorgekommen.
Meyer v. Ar. will die Abwesenden d rch diS'

Saalin pefterca ve.zeichnet wissen und erneuert seinen
u e m A-trag, Die Gehaltsadzichung a-ch auf die

-«Bern Entfernungen ve» einigen Tagen aus»,.dehnen.



Bundt trägt darauf an, Reding zurükzurufen;
wenn er m Schwyz ficher seyn sollte, so wäre es
sedr sonderbar; er wird aber unter den Aufrührern
Gefahr laufen.

Ferne rod will Meyers Antrag angenommen
wissen. Crauer ebenfalls.

Meyers Antrag wird angenommen.
Meyer v. Arb. glaubt, Bundrs Antrag könne

nicht statt finden; Reding wird Mû klommen, sobald
er kann, und man wäre vielleicht in Verlegenheit,
wie man ihn gegenwärtig zurükrusen wollte.

Kubli: Wenn Reving sich dermalen sicher in
Schwyz befindet, so wünsche ich ihn nicht hier; ist er
unsicher, so wird er von selbst zurükzukvmmen wachten.

Man geht znr Tagesordnung.

Grosser Rath, zo. April.
Präsident: Z i m mer m a n u.

Die Versammlung bildet sich in geheime Sitzung.
Nach Wiedereröffnung derselben legt Schiumpf im
Namen einer Commission folgendes Gutachten vor:

Alle alte Gesetze, Libelle und Urkunden welche
nicht Folgen von Traktaten zwischen Gemeinden gegen
Gemeinden sind, in wie writ solche das Anpflanzen
eines gemeinsamen Grundstüks verbieten, oder der
Urbarmachung eines solchen Bodens zuwider laufen,
sind in ganz Helvcucn aufgehoben, und als nichtig
erklärt.

2. Diejenigen Bürger, welche Theilhaber eines
solchen gemeinsamen Grundstüks oder Allmend sind,
und ihr betreffendes Antheil echt durch Anpflanzung
benutzen wollen, haben das Recht, eine Verhältniß-
maßige Strecke Landes von der Gcmeind zu diesem
Zwek zu begehren, insos-cn nicht jemand anders der
nicht Theilhaber ist, das Waidrecht darauf hat.

3. Diese Bürger können sich ungesäumt an die
Verwalter dieses Gemeindguts wenden.

4. Die Verwalter sind schuldig den Begehrenden
alfoglcich und beförderlichst zu entsprechen, und d-.n-
selben eine angemessene Strecke Lands, zur Anpflan-
zuug anzuweisen.

5. Die Anpflanzung kann auf solchem Grund und
Vsdcn nicht verlangt werden, wo Hochwald, Schlag-
holz oder andere nüzliche Hölzer, und für Dämme
angelegte Hölzer stehen; auch da nicht wo wirklich
Materialien, z. B. La i m, Grien, T » r bcn u. d. gl.
gegraben wird; und eben so wenig auch da nicht,
wo der Boden bisher» als Heuwachs gebraucht worden.

6. Die zum Anpflanzen anzuweisenden Bezirke,
müssen mit der Anzahl der Nuzniesser, und mit der
Grosse dcr Genieindweide soviel möglich im Verhalt-
niß stehen, wenn solches verlangt wird.

7. Die Zahl der sämtlichen Nuzniesser muß nach
bisheriger Uebung in der Gemeinde berechnet werden.

Die Uebung mag nun auf der Zahl der Köpfen, der
Haushaltungen, der Dorsgerechrigkeiten oder auch auf
einem andern Fusse bestanden seyn.

8. Diejenige Klasse welche ihren Theil anpflanzen
wird, muß ihre Früchte aLein und ohne Kosten der
andern beschirmen.

y. Diese Beschirmung kann nach Belieben durch
Zäunen, Hagen, Graben oder Huthen geschehen.

10. Beschwerden, welche bestimmt auf dcr Nuz-
niessung eines solchen Gemeindgms lagen, werden
nach Verhältniß der Zahl gegenseitigen Nuzniesser
gleich vertheilt; — das Vieh auf dcr einen — m d
die Früchte auf der andern Seite, haften dafür
als Unterpfand.

11. Kein Nuzniesser kann einen ganzen betreffen-
den Bezirk anpflanzen und zugleich das Auftreibungs-
recht haben, sondern nur eines von beiden gemessen.
Wo aber nur ein geringerer Theil angepflanzt wird,
werden sich die Bürger wegen dem ferneren Aufcrei-
den gütlich vn-leichen, oder es bei bisheriger Uebung
verbleiben lassen; auch kaun ein solches zum Anpflan-
zen begehrtes und erhaltenes Stük Land zu nichts
andcnn gebraucht, und weder veräußert, verkauft
noch verpfändet werden. Es bleibt indessen gleichwohl
noch ein Eigenthum dcr sämtlichen Theilhaber.

12. Allfallige Streitigkeiten oder Mißverstandnisse
sotten von fünf sachkundigen unparlheyischen Männern
entschieden werdendere» jede Parchci zwei und der
Bezirksstatthalter einen auswählen wird.

13. Die Beschwerde über einen solchen Entscheid
kann auf Kosten dcr verlierenden Parihei vor die Ver-
waltungskammer des Kantons gebracht werden.

Das Gutachten wird §§weise in Berathung ge-
nommcn.

§ 1. Anderwerth sieht diese Abfassung für zu
weitläufig und unbestimmt an, denn durch die elbe
könnten auch bestimmte Verträge über gegenseitige
Benutzungen aufgehoben werden; er fodert daher von
dcr Commission einen deutlichern § über diesen Ge-
genstand.

Custor mag nicht an die Commission zurükweisen,
aus Forcht ihr Gutachten würde sich immer mehr ver-
langer»; allein dcr § gefallt ihm doch nicht, und er
wünscht, daß man einzig freie Benutzung gestatte.

Desloes will auch nicht von Urkunden und Li-
bellen sprechen, nnd stimmt Custom ganz bei. Car-
rard billigt den § auch nicht, aber die Abfassung
Cusiors ist ebenfalls zu allgemein und daher zu ge-
fahrlich, denn wir haben noch nicht genug statistisch-
ökonomische Kenntnisse unsers Vaterlands, um mit
Sicherheit hierüber aligemeine Grundsatze aufzustelle»;
daher glaubte die Commission auf einen solchen § zu-
rükkomnicn zu müssen, der aber zu ausgedehnt ist,
und erst am Ende des Gutachtens aufgestellt werden
und einzig die Aushebung der diesem Geftz zuwider-



laufenden ên Verordnungen fodern soll. Schlumpf
furchet durch diese beständige Znri'ikweisung an die
Commission, werde die die sjährige Benutzung vieler
tausend Jncharten Lands verhindert: er ljnmt daher
Carrards Antrag bei: Lacoste fodert gänzliche Durch -

fircichnnq dieses §, weil in den Berggegenden gerad e

die Armen, welche keine Alpen besitzen, auf die sie ihr
Vieh treiben können, die grosse ì-tzung der Gemein,
weiden in den Thalern haben: übrigens stumm er lsiu-

störn bei. Akermann finde' g o'e Schwierigkeiten
ganz Hellenen über diesen GegeGand ein g'eichför-
m'g's lNewz zn geben, w il die Lan^-esb scha fercheit
zu vcrschftdeu ist, um gleichförmig beha deft zu wer-
den: er stimmt Carrard bei Desio s stn 'et die er
§ sey weder am Ende no.fi am Anfa >.g des Gesetz's
gut, weil es immer bedenklich ist, a te Verkomm:»,si>-
aufzuheben; er wünscht Durchstreichung des §, und
hatte sehr gewünscht, nur der Gemeinde Äalgach,
welche dieses Gutachten veranlaßte, zu entsprechen,
ohne weiter zu gehen. Kilchmann stimmt E.wrard
bei. weil durch Desloes Antrag die armen Bürger Hei:
vetiens nicht in Fa l kamen, sich Ledcnsmjttel zu
pflanzen. Reali stimm' Dcsloes bei. weil er den
§ für gefahrlich halt. Auch Pozzi ist dies r Meinung.
Schlumps beharret auf Carrards Meinung, weil
die den neuen Gesetzen znwiederlaufeudeu alce» Ords
nungen aufgehoben werden müssen.

Bourgeois kann auch nicht zum § stimmen,
weil oft verschiedenartig verflochtene Eigeurhnmsrechte
ans diesen Geme nweiden haften: er fodert bestimmt,
daß einzig alle Gemeindsoerwaftun en v rpfl chtet wer,
den, ihren armen Bürgern zur Anpflanzung etwas
Land abzutreten.

Der § wird durchgestrichen.
§ 2. Dcsloes begehrt nun eine etwas abge-n-

derte Abfassung. C nstor hoft, mau wcrce sich n:chr
wundern, wann er es mit der alten Leyer halte,
fodert nochmals, daß der § des ersten d r Comm'ft
sion zurükgewieseneu Gutachtens beibehalten werde.
Schlumpf vertheidigt dcts Gutachten mir Dcsloes
Meinung. Anderwerrh findet die Sache sehr
schwierig, weil Gemeinweiden find, welche von Bur-
gern benuzt werden können, die nicht wirk iche Eigen-
thümer des Bodens selbst sind er fodert also Rük,
Weisung dieses § an die Eoinmission.

Kilchmann sieht diese ZG wierigkeit nicht ein,
und fodert der dringenden Umstände wegen Annahme
des Gutachtens. Sei, lump f gesteh:, daß die Com-
mission einsah, da? das Gutachten nicht vollkommen
ist, und daher Anleit ng gab, die sich allenfalls er-
bebenden Schwierigkeit n zu beendigen: ein vollsten-
digcs Gcsez würde lange aufhalten, und al'o die
diesjährige Bemipuug hindern: er beharret ans dem 5-

Cartier stimmt cknecrw r:h bei, und finde- da'
ganze Gutachten so unvollständig, und den Gegen

stand einstweilen so schwierig zu behandeln, da? er
Tagesordnung Scher das Ganze fodert, und einzig
der Bittschrift von Balgach zu entsprechen wünscht.

Bourgeois will nur den eigentlichen Eigen-
thümern das Nuznießungsrecht ertheilen. Pellegrini
hingegen will dieses auf die bisherigen Nuznießcrn
ausdehnen. A m m a nn stimmt Cartier bei. Schlumpf
hat zuviel Inlresse für die Armuth, und die zwek,
maßige Benutzung des helvetischen Bodens um sich
hierüber abschrecken zu lassen, und glaubt, allen die,
sen aufge° elften Schwierigkeiten könne dadurch abges
holftn werden, daß nur solches Land zur Nuznießung
hingegeben werde, auf welches niemand anders ein
Nutzungsrecht habe. Der § wird mit Desloes und
Bourgeois lezterer Verbesserung angenommen.

Die beiden folgenden HZ werden ohne Einwen«
dung angenommen.

S z. Bourgeois will auch das Schlagholz
ausnehmen. Dcsloes folgt.

Der Prastdent bemc-kt, daß unter dem Wort
Waldung, Schlagholz sowohl ais hochstammiges Holz
begriffen ist. Der § wird angenommen.

Die beiden folgenden §§ werde» ohne Einwen,
dung angenommen.

§ 8. Bourgeois glaubt, dieser § sey nicht
allgemein anwendbar, und will also denselben durch,
streichen. Schlumpf glaubt, dieser § sey noth,
wenden, weil diejenigen Gemeindsbiwger, welche den
Weidgang beibehalten wollen, nicht mit der sichernden
Einzäunung derjenigen Streken Landes belqden wer,
den können, we ehe auf andere Art benuzt werden.

Secretan sagt, es sey hier von Einzäunung
und nicht von Hütung die Rede, und in dieser Rük,
ficht imterstüzt er den Sinn des §, wünscht aber,
daß die Abfassung desselben vereinfacht, und der fol,
gende Z mit demselben vereinigt werbe. Dieser An,
trag wird angenommen.

§ lo. Anderwerth findet den Z überflüssig,,
weil es sich von selbst versteht, daß die auf dem Land
haftende Beschwerden, weiierfort darauf bleiben.
Schlumpf vertheidigt den §, weil es hiervon den,
jenigen Abgaben die Rede ist, die die Geminden
von ihr » Gemeindsgütern zur Bestreitung ihrer Ge,
meindsausg iben beziehen. Legler stimmt Schlumpf
bei. Kilchmann ist gleicher Meinung, weil nun
auch die Gemcindgüter Skaatsabgaben zu bezahlen
Naben. Bourgeois vertheidigt ten §, well die
Gemeindgüier auch noch hier und da Grundzinse ab,
zuzahlen haben. Pellegrini w ederfezc sich der Ver,
pfandung es Viehs. Der K wird ohne Abänderung
m genommen.

Senat, 30. April.
Präsident: Mittelholz er.

Der Beschluß, welcher die Milderung der Strafe



des B. Franz Girard von Severy enthält, wird ver--
lesen und angenommen.

Derjeuige, welcher den 4> Abschnitt des Gut-
echcms über die Friebensgerichte, von dem Verfahren
gege.'î die erscheinenden Partheyen, eitthàlt, wird
verlesen und an die Commission gewiesen, die mit
den frühern Abschnitten beauftragt ist.

Die Discussion über den z. und 4. Abschnitt des
-.Gutachtens über den bürgerlichen Rcchtsgang wird
erstffuet. Das Gutachten der Commission war fol-
gendes:

Dritter Abschnitt.
Die Commission hatte die Verwerfung dieies

Beschlusses angcrathrn gehabt, weil in demselben

à)k gesagt worden, »daß wenn cue Schätzung der
im Streit liegenden Sache vor dem Friedensrichter
gemacht worden, auch die nämliche vor dem Distrikts-
gericht dienen kenne;" nun ist diese Auslassung durch
den 48. Art. der neuen Resoluri n guc gemacht,
welcher sagt: „ Wenn eine Schätzung vor dem Frier
densrich er vorgegangen, sol! dieselbe ebenfalls auch
vor dem Distriktsgericht dienen." Die Commission
ra h also die Annahme des Beschlusses.

Beincbcn hat der B. Versldingen einigen Zweifel
über den 44. Art. erhoben, in wlchcm gesagt wird,
» daß in Ehesachen die Partheyen in eigener Person
zu er'cheinen gehalten seyen;" er forchtete, daß die-
scr Art.kcl einigen Eingriff in die Na.ur der Ehe-
fachen machen k irnte, welche «ach de-» katholischen
Gebrauch von dem geistlichen Richter abhängen, und
in dieser Voraussetzung würde er den Beschluß vcr-
worsen haben; west er aber durch das was von der
Commission hierüber gesagt worden überzeugt ist,
daß die Resolution nichts anders begreifen k.nne, als
was den bürge'»'ichcn Nechtsgang angehe, und also
keine Sachen kennen verstanden seyn, die nach dem
katholische» Glauben nicht «ls bürgerlich angesehen
werden hat er sich nur unter dieser Ueberzeugung
mit den übrigen Glieder» der Commission die An-
nähme zu rathen vereinigen können.

Vierter A b sch nit t.
Die Commission war neulich in Rüksicht der

Summe, welche den Distriitsgerichten als Compc-
wnz bestimmt gewesen, getheilter Meinung, einssc
Glieder hatten die Summe von 4--o Franken zu hoch
gefunden. Die neue Resolution beschrankt n n die
Summe auf gao Franken — und alle Glieder der
Commission genehmigen diele» Artikel.

Als aber der Beschluß das erstemal vorgelegt
wurde, waren alle Mitglieder der Commission deß-
wegen zur Verwerfung verleitet, weil ein Wieder-
spruch zwischen den« Artikel, welcher dem Klager
eine Frist eo.i 8 Tage» gewählte, und dem sa. wal-

tete, welcher dem Kläger 14 Tage nm die Antwort
zu untersuchen verstattete; in diesem Beschluß ist nun
der Wiederspruch durch zwei Art. gehoben, welche
erkläre,!, daß die Frist von 8 Tage., statt habe, wenn
die Klage wnndych geschehe, u-d daß der Richter
diese Frist auf 14 Tage zu setzen das Recht habe, à
Fall die K'age sclwifUich wir.'. Dieses sezt zwei
Vcwfahrungosormen fest, wovon die erste die ein-
facheste ist.

Da also auch diese Dunkelheit der vorherigen
Resolution gehoben ist, so haben sich alle Glieder der
Commission vereinigt die Annahme der gegenwärtige»
anz.rathen.

Zäslin räth zur Annahme des 3. Abschnittes.
Augustini, s» wenig er jemals andere GottcS-
dienste kränken will, hofft u 0 verlaugt auch das
gleiche für die katholische Religion und Gottesdienst;
sobald diese Resolution nur de.. Ausd.. k braucht: in
Ehesachen, so ist zu bcmcrkeü, daß darin» auch
jene EHchcwdci, die das sakràentliche der Ehe be-
treffen, begriffen sind, und mau. zwingt den Kaths-
liken in solcher Kraft sein r Religion nur für den
geistlichen Richter gehörend » Sa. >en, fur den Civil-
ri... tec zu trete. ; mau sagt f yli.d: yier sey nur von
CWWmdeln dje Rede, aber was birgt m.r, daß
fflài» »stcht alle Ehchandkl unter den Civjlrechtsgavg
bringe» will; und dieses wird bestätigt durch den
4. Attik. der sagt: die Personen müffen n Ehesachen
persönlich erscheinen; das kann sich nur auf jene
Ehesachen beziehen, von denen ich spreche Solche

'Beschlusse müßten die Furcht, die Religion der Vàter
zu verlieren, oder die Religionslosigkeit bewirken; jene
erzeugt Fanatismus und ungl Gliche Bürgerkriege, diese
ZügcUosig'ett, und durch sie den Untergang der Staaten.
(Man ruft zur Ord.mug!) Ich bin Repräsentant

es Voll's wie ihr, nnd die Religion nicht Religion,
Fanatis.uns, ruft men) seye nun dem wie ihm
wolle; meint die Resolution die Ehchandel von denen
ich speech g so kann sie von den Katholiken nicht ange-
nomme» werden; mestnt sie pur Civilhandel, so soll,
das deutlicher gesagt werden. Ja, B. Senatoren,
ich beschwöre euch durch Vaterlands- und Ruhcli'ebe,
die Religion der Vater nicht anzngreiffe». Der fromme
Landmann opfert willig Steureu und was das Vacer-
la id von ihm fodert; will man ihn aber in seinen
religiösen Meinungen angreifen (das ist Unruhe ge-
predigt —ruft man von mehreren Seiten—Heuchciey
ist es mir — das heißt das Volk aufgewiegelt!-)

Kubli: Wir wollen uns nicht übereilen, fo:r-
dem in den Schranken der Ordnung bleiben; ich
will nicht hoffen, daß es der Wille des B. Au-
gunini sey, das Volk zu fanatisieren; aber wann es

nicht fein Wille ist, so sind seine Reden, die er im
Angesicht so vieler Zuhörer macht, doch leider von
der Art ^ baß das Volt dadurch fanatissw! werdä«



m«ß. Wahrlich ich hatt? niemals erwartet, daß ein
Mitglied, und besonders B. Augustini, welcher van
den gesezgebsnden Rathen schon zu mehrecnmalen
ausgezeichnete Beweise von Achtung und Zutrauen
genossen, in solche Schwachheiten verfallen könnte.
Er weiß doch ganz gewiß im zu wohl, was end-
lich Fanatisten, inner dem Deckmantel der Religion,
für traurige Wirkungen erzeugen können; die Aus-
bräche einer solchen Wuth sind die. allerschreklichsten;
dieß bestätigt die Erfahrung aller Zeiten, und wie
sorgsam müssen nicht die Geftzgcber so wie zu allen
Züte.n, besonders in dermaligen bedenklichen Zeit-
laufen seyn, gemeinschaftlich dieses unbeschreibliche
Uebel zu verhüten. V» Repräsentanten, wem unter
uys ist auch jemals ein Wort entfallen, die eint oder
andre Rcligionsparchei im geringsten zu beeintrach-
tigen; im Gegentheil Ehrfurcht und Hochschätzung
gegen selbige bei allen Anlassen zu bescheinen, soll
unser fester Vorsatz senn und bleiben; denn jede Art
von Gottesdienst bleibt ja gesichert, laut der eid ich
beschwornen Constitution. Und n.-n darf B. Augustin',
in diese Worte ausbrechen: » wenn wir die vorsie-
g ende Resolution annehmen, so müssen die Katho-
tischen einem Religionsgrundsatz entsagen, und das
Volk werde in die Forcht gesezt, die Religion zu ver-
lieren:" und fragt uns, ob wir denn Züggellosigkeiten
pflanzen wollen, nebst andern unbesonnenen Zeug
mehr. Kann man auch envas ärgerlicheres sagen?
und was das auffallendste bei mir ist, so ist solches
eine der grösten Beschimpfungen gegen den grossen
Räch selbst, der diese Resolution abgefaßt hat, wo
meines Wissens die Mehrheit selbst in katholische»
Gliederst besteht, diese wissen gewiß so gut als
B. Augustini, was nur der katholischen Religion vcr-
einbarüch. ist. Endlich was noch am sonderbarsten ist,
schließk Augustini zulezt dahin, er möchte im 44. K

der Resolution die Worte beisetzen, in civi lisch en
Geschäften der Ehehändel; wo die ganze Re-
solution einzig und allein über den bürgerlichen
Rechtsgang redet, und von nichts anderm handelt;
also zulezc will er, was ja die Resolution von selbst

enthaltet, und die ich als Mitglied der Commission
schon angenommen habe. Augustini beschwört uns
bei der Liebe zum Vaterland und zur Ruhe; ich
glaube, wir sollen vielmehr ihn beschworen, daß er
von seinen Irrungen abgèhe und endlich zur Vernunft
zmükkehre. Uebrigens trage ich darauf an, daß wann in
der Zukunft jemand mehr in unsrer Versammlung von
Zîêligionssachen redet, daß man solchen sogleich mit
Unwille» zur Ordnung rufen solle; ich hoffe, B. Am
gustmi werde derlei) Ausschweifungen nicht mehr
begehen.

Hoch hat mit dem grösten Schmerz n d Bedamen
wahrgenommen, daß immer wann die Gallerie voll
ist., man von Religion zu sprechen Porwand sucht.

Wo haben die Geftzgeber die Religion je gekränkt,
je sie nicht geschult? "

Pfiffer: Die Resolution geht einzig dahin,
den Rechtsgang zu bestimmen, nicht das was vor
Gericht gezogen werden kann oder nicht.

Lang: Die Constitution sichert die freye Reli^
gionsübung; wir haben diese Constitution beschworen
und werden sie halten; die gegenwärtige Resolution
bietet auch keinen Schein einer Religioaskränkung.
Ich kann mich über die ungeheure Absurdität von
Augustini's Meinung nicht genug wundem, und
glaube wirklich wir sollten auf die Feinde in unsrer
Mitte zuerst Acht geben ; ich erkläre, daß ich Au-
gustini, wann «r wieder solche Dummheiten zu Tage
bringen sollte, laut zur Ordnung rufen werde.

Meyer v. Arau. Bewies, wie wenig die Gesez-
geber die Religion anzugreifen gemeint sind, ist was
im Senat bei Gelegenheit oer Pmrre Betnv l vor--
gicng — wo der Senat die Resolution des gr. Ruhs:
es solle die Caplanei dieser Gemeinde in eine Pfarrei
verwandelt werden, darum verwarf, weil es nicht
hieße, es kann n. s. w.; wir aber laut erklärten, daß
wir in geistlichen Sache» weder zu gebieten hatten,
noch gebieten wollten.

Müret: weil man die Absichten der Resolution
und also der Commijflon, die eimnüthig ihre Annahm
me rieth verläumdet, so kann ich wohl als Präsident
dieser Commission auch nicht Stillschweige' beobachs
ten; die Commichon bestund aus 3 Katholiken und z
Protestanten; Barras befindet sich unter jenen, Ihr
kennt seine Grundsatze: er hat mit uns keinen Anstoß
an dem Beschluß genommen — aber Augustini hat
ein zarteres Gewissen! -» Der 41e Art. ist ohne alle
Conseqnenz; es ist überall hftr nur um das Dein
und Mein, um Eigenthumssachen zu thun. — Wie
alle ohne Ausnahme, achten und ehren die Religion,
und werden nie ihre Ausübung kranken — Er stimmt
zur Annahme des Beschlusses.

Badonr: ich bin Katholik, und werde die
Pflichten dieser Religion so lange ich lebe, erfüllen ^
deanoch kann ich August.m nicht beipflich eu, v»i»
s 'w.ne der Commission bei. Unsere E»es tze tonnen ch

nicht aus Rcligionsgegenstande ausdehnet, d r geg'
wartige Beschluß thut es nicht, und es iß «nm gi. 4
daß die Religion dasturch auf irgend cine Wei-c ^ -
kränkt werden könnte; da die Kacholiken die Ehe vo»
2 Seiten als Sacrament und als Civilcomrakt unsca
hen, so hindert auch nichts sie, vor dem geistlichen
Richter in jener Hinsicht, so oft sie wollen, zu erschei,
neu; — endlich wenn ein Katholik, seinem Cultus und
dessen Dogmen zuwieder, was nach diesen vor den
geistlichen Richter gehört, vor den Civilrichter bringt,
so ist ein solcher nicht mehr Katholik. — Er stimmt
zur Annahme des Beichlusses.— Würde er etwas dee

Religion zuwiderlaufendes darin» finden, so würde



er diese seine Ueberzeugung lattt und ungefchntt —
auch auf die Gefahr zu mißfallen, was indeß gewiß
der F'il alsdann nicht ware — hier àussern; so aber
wird er, wenn Mißverstandniße in seinem Kanton da, -
i'b r entstehen sollten, das Volk aufzuklaren, und ihm
sein n Irlthum zu benehmen bemüht seyn, wie das
gewiß auch alle seine College» sich zur Pflicht machen
werden. (Lauter Beifall.)

Fuchs: man muß sich wahrhaftig nicht wmtt
dem, w un das einfältige Volk Mißtrauen in unsere
G'sitze hac, w na selbst Mitglieder der Gcsezgebung
ge. ea Beschluße, die so hell sind wie die Sonne,
solche u sinnige Emwur e und Verdrehungen erbringen
jünnen; im g genwartigeu Zeitpunkt sind solche Rc-
den wie Augustin! fuhrt, Reden der Auftuhr un '

Aufwsiâlilug. Der Beschluß berührt auch auf die
enkf riteßc Weift die lacholis.üe Religion ni.l t, die

mr so heilig ist, als sie es dem B. Augustini seyn
kaun.

Cran er bezeugt, der Anfang der Discussion
habe ch' mit Schm rz erfüllt; der Fortgang derselben

tr ste ihn wieder; nicht der kleinste Eingriff in die
Gewissensfreiheit kann in dem Beschluß gefunden
werden; er stimm? zu siiner Annahme.

Gen hard ist überzeugt; tau beide Rathe keine

Eingriffe in die Religionsfreiheit thun werden; aber
gegen die Resolution hac er Bemerkungen zu machen;
der getadelte Ar?, ist wenigstens unbestimmt; wann
die eine Parthei in Ehe a.yen Falle vor den Civ strich,
ter br'ngcn will, die nach der Ueberzeugung der a u
dem vor den geistlichen Richter geh reu; so müßen
Schwierigkeiten und Verwirrung cnlîehm, Er m ß
nach seinem Gewissen die Resolution verwerft»; wir
soll n das auch politisch um der Beruhigung selbst
der Schwache» im Volke, thun.

Forncrod wundert sich, daß Genbard durch
Badoux uienc ist überzeugt worden; er cr nu.rr den

Senat, daß es Forncrod war, der, ein Pro estmt
bei Gelegenheit des Beschlusses über die Pfarr Bettwyl
das Wortche» soll anstatt kann, zuerst tadelte,
und den Besistlrß,, den di 'Katholiken ans Unachtsamkeit
angenommen hatten, verwerft" machte.

Devevey spricht im Sinne Baooux, und stimmt
zur Annahme.

B odmer hatte nichts gesagt, wenn nicht ein
Rel'g onsdiscoms aus der Discussion geworden Ware.
Er kennt Augustini als einen Eiferer sir Religion,
aber hier ist »r von feinen eigenen Grundsätze, senr
abgewichen : er sagte : » Es könne keine Republik oh-
ne R ligion bestehen. " Was haben wir aber nun sur
traurige Auftritte bei der Religion oegen tftRepublk
vor Auge i? Ueber deu Grundsatz der Rcligft
ou labe ich mich langst geausserr, daß wir bei umrcr
einen und unthcilbare» Republik, auch eine eine nnd
nnlhcilbare Aet.gion haben soueen. Wann man tun ft

tig von solchen Sachen redet, so sollte man übrigens
nur was Menschenfreundlichkeit ist, sagen.

Die thelm spricht auch für den Beschluß; er
ist Ka'holik, und würde lieber stoben, als von seiner
Religion abweichen, aber der Beschluß greift sie auf
keine Weife an.

Der zte Abschnitt wird angenommen.
Die Discussion über den 4'en Abschnitt wird «r,

öffnet. Muret rath zur Annahm?. Der Beschluß
wird angenommen.

Der Beschluß über die Verpflichtung der gewálss,
ten M'mizîpalbeamten ihre Stellen anzunehmen, wird
vcrlesin.

Müller verlangt Vermessung derselben an eine
Commich'on, die in z Tagen berichte» soll; sie wird
beschlossen, »nd besteht aus dm B- Dolder, Ber,
th ollet, Falk, Heg glin und Stapfer.

Der Beschluß, welcher die Munizipalbeamten von
dem Militärdienst ausnjmmt, wird verlesen.

Crauer rath zur ungesäumten Annahme; die
Mun'zipalstellen sind sehr wesentlich in der Rep. b-
lik, und die Resolution wird dazu beitrage.,, zur An-
nähme der Munizipalstellen desto geneigter zn
machen.

Lang ist nicht dieser Meinung, und sieht die
Nothwendigkeit dief.r Ausnahme gar nicht ein; er
verlangt Verweisung an die Commission, vie mit dem
vorhergehenden Bes nluß beauftragt ist. Die Verwes,
sang au die Commission wird beschlossen.

Forncrod halt es nun dennoch für äusserst

dringend, daß der Beschluß sogleich angenommen
werde. Crauer will, die Commission soil morgen
bericht n. Dieser lezte Antrag wird angenommen.

Der Senat schüft tt seine Sitzung, und beschäftigt
sich mit einer Bothschaft über den Aufruhr im Kaut.
Waldstatten.

Grosser Rath, i. Mas.
Präsident: Zimmerman n.

Die Fortsetzung des gestrigen Weidgangs-Gutach,
tens w rd in Berathung genommen.

§ ii. Herzog foderr Durchstreichung dieses Z,
weil viele Gemeinden schon ihre Genien dwciden, we,
üigsteus einen ftheil derse ben, getheilt haben. Legler
ft'dcrt, daß der § etwas deutlicher und naher best.mmt
werde, damit diejenigen Bürger, welche schon ih,
ren Theil erhalten haben, niches weiter bezieh n.
Schlumpf suhlt auch, daß dieser § ei tt etwas naher«
Ennvikl.ing nöthig Hit, und bittet, daß derselbe als»
für einige Zeit vertaget werde. Dieser Autrag wird
angenommen.

§ 12. And erwerth will nicht einen neuen Rich,
ter ernennen lass n über diese Streitigkeiten, und so,
dert, daß die Fricdcnörichler dieselben entsch iven»



Cartier vertheidigt dm § weil die Friedensrichter!
noch nicht orgamsirt sind, und solche Streitigkeiten
n cht zu Prozessen Anlaß geben sollen. Schlumpf
vertheidigt ebenfalls den §. Lacoste fodcrt, daß auch
die er § der Commission zurükgewiesen, und alles,
was schon von diesem Gutachten angenommen ist,
wieder zurnkgenommen werde. Der § wird unverän-
dcrt angenommen.

§ iz. Geynoz fodert Durchstreichung dieses §,
weil er die Verwaitungskammun nicht zu Richtern
«erheben will. Schlumpf denkt, jene Schiedsrich-
ter k.nnen doch nicht fur jeden wichtigen Fall zum
endlichen Entscheid gebraucht werden, und also sey
es nothwendig, daß noch ein höherer Schiedsrichter
fur Nothfalle bestimmt werde. Bourgeois stimmt
Geynoz bei, weil Schiedsrichter keines höhern Richters
bedürfen. Gmür folgt ebenfalls dieser Meinung,
und will im Nothfall die Distriktsgerichte zum endli-
chcn Entscheid bestimmen. Custor stimmt für ganz-
liche Durchstreichung des H. Legler findet, ohne die-
sen § würde der ganze Beschluß unnnz, weil die
Schiedsrichter oft parteiisch seyn werden, indem die
nicht selbstsüchtigen Menschen nicht häufig vorhanden
sind; an die Distriktsgerichte kann man die Sache
nicht weisen, weil dadurch weitläufige Prozesse entsinn-
den. Dcsloes stimmt Gmürs Antrag bei, weil die
Distriktsgerichte die wahren Richter sind, wann kein
schiedsrichterlicher Spruch statt haben kann; und um
lange Prozesse zu vermeiden, müssen die Distriktsge-
richte hierüber unappellabcl gemacht werden.

Schlumpf furchtet, die Distriktsgerichte könn-
ten hierüber noch partheiischer seyn als die Schieds-
richter selbst, welche sorgfaltiger sprechen werden,
wann sie wissen, daß noch ein Richter über ihnen ist;
er beharret also ans dem Gutachten. Carrard fürch-
ttt, durch Gmurs und Desloes. Meinung würden
zahlreiche Prozesse verursacht, und es müßte noch eine
besondere Gerichtsordnung gemacht werden, weil die
Distriktsgerichte nicht Appellarionsgerichte sind ; wann
in Rüksicht der Verwaltungskammern mehr Unparthei-
lichkeit vorhanden wäre, so ist dagegen Mangelan Lo-
kalkenntnissen, und besonders auch an Zeit zu befürch-
tcn, und daher kann auch der § nicht angenommen wer-
den. Dieses führt auf den 12. K zurük, in welchem
eigentlich der vom Distriktsstatthalter ernannte Schieds-
richter einziger Richter ist, welches nicht statt haben
sollte, jondern die von den Partheien ernannten
Schiedsrichter sollen den fünften ernennen; können sie
hierüber nicht einig werden, so soll das Loos entschei-
den zwischen den beiden vorgeschlagenen Schiedsrich-
tern. Am mann will auch weder Prozesse noch Ver-
Weisung an die Verwaltungskammern haben, und so-
dert Durchsireichung des 13. §, und Beibehaltung des
12. §. A rcr m a n n stimmt Gmur bei, und sieht nicht,
daß sie Distriktsgerichte dadurch zu Itppeüatiousgerich-

ì

ten gemacht werden, weil Echiedsrichkersprüche keine
richterliche Instanz ausmachen. Legler stimmt nun
zum Theil Carrard bei, doch sollen die Schiedsrich-
ter aus andern Gemeinden seyn, und der fünfte eben-
falls von einem unpartheüschen Disiriktsstatlhalter er-
nannt werden. Desloes glaubt, den Grundsätzen
gemäß beharren zn müssen, und ist über Carrards
Autrag verwundert, weil nach dessen eigenen Grund-
sätzen das Loos diese Streitigkeiten entscheiden würde.
Germann denkt, in jeder Gemeinde könne höchstens ein
Prozeß über diesen Gegenstand entstehen und stimmt
Gmür bei. Rellst ab stimmt Leglers lezkerem Antrag
bei, und bittet um baldigen E tscheid dieses von vie-
len Gegenden sehnlich erwarteten Gegenstandes.

Schlumpf dringt ebenfalls auf Entscheid wegen
der Dringlichkeit der Sache. Su ter will solche Streik
tigkeiten weder vor die Verwaltungskammer, noch vor
Distriktsgerichte verweisen, und denkt, da die Friedens-
gerichte noch nicht vorhanden stud, so müssen dieselben
durch Schiedsrichter ersezt werden; er stimmt Canard
bei. C a rrierist gleicher Meinung, und fodert Abstim-
mung. Der S wird durchgestrichen.

Schlumpf trägt darauf an, den vertagten 11.
§ dahin abzuändern: kein Nuzniesser kann seinen ganzen
betreffenden Theil empfangen und zugleich das Auf-
treibungsrecht gemessen, sondern nur ines von beiden;
wo aber nur ein geringerer Theil angepflanzt wird, wer-
den sich die Bürger gütlich unter einander verstehen,
weiche Nutzungsart jeoem aus ihnen noch für den übrig-
bleibenden Theil beibehalten werden soll. Carrard
findet den § nicht deutlich und an sich selbst unschiklich,
weil, wer einen Theil der Gemeindweide erhalten hat,
nicht eine zweite Benutzungsart des Gemeindguts erhal-
ten soll; er fodert also Beibehaltung des frühern ver-
tagten §. Schlumpf ist ganz Carrards Meinung,
glaubt aber, der 11. § könne ganz weggelassen wer-
den. Custor fodert eine kürzere Abfassung des §.
Desloes findet, der § könne nicht weggelassen, aber
müsse einfacher abgefaßt werden. A k e r m a nn denkt,
wann eine Gemeinde die Hälfte des Landes zur An-
Pflanzung, die andere zum Weidgang bestimme, ss
können beide Benutzungsarten neben einander statt ha-
den, und nur wann'einer seinen ganzen Theil des Gan-
zen erhalte, so gehe für ihn die zweite Benutznngsart
verloren; er fodert deutlichere Abfassung. Zimmer-
mann will alle diese nähere Bestimmungen den Ge-
meinden selbst überlassen, weil unser Gesez unmöglich
alle umfassen kann; er fodert Durchstreichung des §.
Der § wird ausgestrichen.

Schlumpf fodert noch einen Bcisaz §, durch
den alle frühern obrigkeitlichen Verordnungen, die
diesen» Gesez zuwider laufen, aufgehoben seyn sollen.
Desloes findet dieses durchaus überflüßig, weil es
sich von sclvsi versteht, daß die alten Gesetze aushö-

ren, wenn neue vorhanden sind; er fodert daher Ta-



Sàdnuttg über diese» Antrag. Ma» geht zur Ta-
gesordmmg.

Der Präsident zeigt an, daß der Präsident
des Senats ihm im Namen des Senats den Wunsch
geäußert habe, daß die Giftzg.'bung das Direkt?-
rium einladen möchte, eine bessere Sicherhfits-Poiü
zei in Helve,ien, besonders. aber in der Hauptstadt
und der uml egenden Gegenden zu hau'haben. Wy-
der un'erstn; diesen Antrag, und fodert Niederftz-
zung ein, Eonunission, welche uns einen Entwurf
zu Poiizeigesctzen vorlege.

(Die Fortsetzung folgt.)

Vollzieh lin g s direkto rillm.
Das Nollziesil-nasdl'r-k'orillln der imtavischcü

Nepllblik an das Vvlliêchllligsdirektorîuni
der helvetischen Republik.

Bürger Direktoren!
Mem Anscheine nach ist es eine Folge der Um-

fiante, daß das VoUpchnngsdireitorium nur eine
Abschrift, nicht das Orgina! der Depesche erhalten
hat, wenn? Sie ihm die officielle Anzeige von der Wie-
dcrgeburt H iveticns mi theilten, un) ihn» anboten, in
noch engere stech, ltnisse zu t eten, als die waren,
worum beide Nepubl.kcn bereits standen.

Dieftr Schritt, eines der ältesten Freunderes
batam'schen Volkes, konnte nistm anders als mit d.r
lebhaftest n Rührung von dem Direktorium aufgenom-
men werden, und es erbietet Ihnen dagegen mir Bie-
der nn, junge Vereinigung und gegenseitiges Ver-
trauen.

Zwei Nationen, die des Ruhmes unverbrüchlicher
Liebe zur Freiheit, und der Ehre genießen, Europea
zuerst das L chauspie! davon in einem Zeitalter gegc,
den zu haben, da die übrigen V lker i.och niä)ls
wußten, als kue.i t sh zu gehorchen.—Zwei Nationen,
durch die Einfachheit ihrer Sitten und die Gleichfor-
migkeit ihrer Vorzüge bekam t, müssen, durch wirkliche
Zuneigung nd gegenfchige Achtung vereint bleiben

Das erste Pfand, welches das Vollziehungsdirek
«onnm in Ansehung seiner Ge'nmngen, die es für
die helvetische Republik heat, derselben zu geben dgs
Vergnügen hat, ist der Ausdruk jener Wüns be, von
de wn es beseelt ist, daß es naNtlich durch die Weis-
heit und Festigkeit ihrer Regierung alle vorüberschwe:
bende Ge vitter im Innen,, und durch Frankreichs
Triumphe diejenigen, welche von aussen sie umdsn-
neru, bald zerstreuet sehe.

Kegeben, Haag den 15. AM r?gh. lm Z. Jahre
der batavischen Freihat.

Der Präsident del ^obstehungsdirektoriums,
ütt r, i ne : s. Er.nerîus.

Für das Voilz-chnngs r? tanum, d r Gen. Secret.
E. G. Hailmann.

B e schln ß.

(Vergleiche Republikaner Bd. III. S. ZYZ. 4Z'->

Dsis Vsi!lzjelnllig,;direk'0kiilm d,r helvetische»
emm îind ttilthellt'gren R, v lblèk ^

Erwägend, daß das Kantonsger cht m Wasiis,
anstatt den Kriminalprozeß, weiche.: das DistriktsgîF
richt Monthei, Grundsätzen und Gestyen zum Troz,
gegen Ludwig Robriquer den Sohn, von da einge«
leitet har fur nichtig zu erklären, denselben auf eine
Arc forcftüe, wei he von dem qcftzlichen Wege in
Kriminài è? suchun >en abführt;

Erwagmv daß dieses Tribunal Constitution und
Grundsätze so weit vergessen hak, daß es den Beklag,
ten sogar über seineu reiigi ftn Glauben zu? Rede
stellte, uns denselben fur ein Kapitalverbrechen erklärte ;

Erwägend, daß es uses ver.aachlaßlgte, was lez,
tern cnsschmdi wn i .nnte, und dadurch eine uuverant,
wörtliche Partheuichleit zu Tage legte;

Erw.ig nd, daß ie Grundsätze, zu denen sich

dieses Gerich.-sow. hl in den Prozeßakten als im Ur-
ti eilsspruche bekennt, der barbarischen Inquisitoren
des igien Jahrhunderts würdig nd;

Erw g'nb endlich, daß in diese n GeAchte noch
mehrere eh malige Regierungsgliedce von Wal!is sitzen,
we! e im Jahr 179--.. zur Verbaun ug der Wäschen
Pa rieten siimm-en.

Nach genommener Einficht in die ihm vom ober,
sten Geri htshoft mitgetheilten Akten, beschließt:

1. Das Kantonegericht von Wa'üs ist adgesezt.
2. Der Commissar des Vollzieh, ngsirettstriums

wird, im Eiuver t,.cdnlst mit dem L tatthalter, eiue

doppelte Liste Bürger einreichen, weiche f.chig si -h
ein neues Gericht zu bilden; und da s diejenigen M t,
gl.eder des vorigen Kanwusger!'-ts bebegal r-,
welche an den ode'.e.w.chut.n Operationen keu eu A.u
cheil nahmen.

g. De.u Justiz - und Polizeimimster ist die Vo.h-
ziehu.ig aufgetragen.

4- Dieser Beschluß soll gedrukt, in de Rech er
des Gerichts eimzeuagen, und in Wallis offeutlch
angeschlagen werden.

Also beschlossen in Lnzen;, den 26 April 17??.
idkit. Auch der öffentliche A ilsiger Tied m at,

ten, der sich durch seine Lc.deiischaftUchkeit auszeich-
nete, ist abgesezt.
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